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W I R T S C H A F T  U N D  V E R T E I D I G U N G
Die A ufw endungen f ü r  V erteid igu n g w erden  in  den  nächsten Jahren  große A nforderungen  
an unsere W irtschaft stellen  u nd  d ie  W irtschafts-, K onjunktur- und S o sia lpo litik  vor harte  
B ew ährungsproben stellen. W ir haben d ie  A bsicht, in  e in er A n za h l von A bhandlungen  
und Berichten, d ie  in  den  nächsten H eften  in  f r e ie r  Folge erscheinen w erden , eine R eihe  
der w ichtigsten P roblem e behandeln  zu  lassen. D er E inführung in  diesen  F ragenkom plex  
soll d ie  fo lg en d e  A bh an dlu n g  dienen , d ie  uns von  einem  W irtschaftspolitiker zu r  Ver­
fü gu n g  gestellt w urde.

Probleme der Verteidigungswirtschaft
Dr. Herber^Marknerth, Bonn

t-'

Das Gebiet der V erteidigungswirtsdiaft ist leider 
auch heute noch mit psychologischem Ballast ge­

fährlich belastet. Selbst in den im allgem einen kühl 
und sachlich denkenden Kreisen der gewerblichen 
Wirtschaft und der Verwaltung gilt der Rüstungssek­
tor vielfach noch als etwas Geheimnisvolles (über­
triebene Geheimhaltungspflicht), als etwas rein Mili­
tärisch-Politisches (man erinnert sich des vor 1945 
verbreiteten Slogans „die W ehrmacht befiehlt der 
Wirtschaft") und nicht zuletzt auch als V erhängnis­
volles, Gefahrbringendes („die Rüstung wird uns die 
dritte Inflation bringen“). Um so notwendiger ist es 
daher, die Fragen der Verteidigungswirtschaft unter 
sachgemäßen Soll- und Haben-Gesichtspunkten zu un­
tersuchen. Denn eins ist unleugbar und wird auch 
nicht ernsthaft bestritten; vielfältig sind bereits heute 
und verstärkt zukünftig die Folgen der Rüstung für 
alle Gebiete unserer Wirtschaft! sie ist tatsächlich 
von gesamtwirtschaftlicher Bedeutung.
Da die ersten Einheiten der Bundeswehr erst seit etwa 
einem Jahr bestehen, sind die bei dem Neubeginn der 
deutschen Rüstungswirtschaft gewonnenen Erfahrun­
gen noch verhältnismäßig gering. Einige wichtige Ent­
wicklungslinien sind jedoch schon jetzt unverkenn­
bar, und man sollte sie sorgfältig analysieren. 
Welches Bild bietet eine erste Betrachtung der w e­
sentlichsten Teile unserer Verteidigungswirtschaft im 
gegenwärtigen Zeitpunkt? Bei dieser Fragestellung 
sind wir in der glücklichen Lage, die vor 1945 ge­
machten Erfahrungen mit verw erten zu können, so 
unglücklich sich deren Bild in der Rückschau auch ab­
zeichnen mag.

LUFTSCHUTZ ALS WICHTIGER TEIL DER VERTEIDIGUNG  

Wenn von Verteidigungswirtsdiaft gesprochen wird, 
so liegt der Irrtum nahe, nur die wirtschaftliche Seite 
des Aufbaus der Streitkräfte als beweglicher Kampf­
einheiten zu sehen. W ir .vergessen allzu oft, daß — 
um eine bei militärpolitischen Diskussionen häufig 
verwandte Diktion abzuwandeln — zu dem „Schwert“ 
der Streitkräfte auch der „Schild" der Heim atverteidi­
gung gehört.

W ährend der Aufbau der Bundeswehr gegenwärtig 
die ersten Anfangsschwierigkeiten überwindet, ist die 
Vorbereitung von Luftschutzmaßnahmen m ehr als 
schleppend. Das ist geradezu paradox, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß abweichend von der Beurteilung 
der aktiven W iederaufrüstung die Aufgaben der 
Heim atverteidigung von allen politischen Parteien als 
vorrangiges Problem anerkannt werden. Trotzdem ist 
die Geschichte des ersten Luftschutzgesetzes nur als 
eine solche der Verschleppung und Saumseligkeit 
zu bezeichnen.
W ie man auch über die W irksam keit von Luftschutz­
maßnahmen im einzelnen denken mag, so w äre es 
allein aus psychologischen Gründen notwendig, der 
Bevölkerung die Gewißheit zu geben, daß die V er­
antwortlichen noch vor der W iederaufrüstung ihre 
Aufmerksamkeit dem Luftschutz widmen und hier 
auch vor Kosten nicht zurückschrecken, die — ver­
gessen wir das nicht — in die Milliarden allein für 
die dringend notwendigen Luftschutzraumbauten 
gehen werden. Die ersten Aufgaben auf diesem Ge­
biet sind der Aufbau eines Luftschutzwarnnetzes, die 
Ausbildung von Luftschutzhelfern, der Einbau von 
Luftschutzräumen in Unternehmen und W ohnhäuser. 
Das erste Luftschutzgesetz, das nur die allernotwen- 
digstens Maßnahmen berücksichtigt, hat — obwohl es 
bereits im März 1956 in erster Lesung behandelt 
wurde — noch nicht die Hürden der parlam entari­
schen Ausschußbehandlung hinter sich gebracht. Die 
ersten Geldbeträge, die von der Bundesregierung im 
Haushalt 1955/56 in Höhe von etwa 158 Mill. DM 
bereitgestellt wurden, sind nur zu einem geringen 
Teil für Luftschutzzwecke selbst verw endet worden, 
wie für die Errichtung eines ersten Luftschutzwarn- 
amtes und die W iederherstellung ehemaliger Luft­
schutzbunker. Diese M ittel dienten — vielleicht sollte 
man „leider“ sagen — in der Hauptsache organisato­
rischen Zwecken, und zwar der Organisation des Bun­
desluftschutzverbandes. Damit soll keineswegs die 
Nützlichkeit seiner Aufklärungsarbeit bestritten 
werden;
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Häufig wird die Meinung geäußert, daß Luft- 
sdiutzmaßnahmen im Zeichen von A- und H-Bomben 
überholt seien. O bjektive Sachverständige sind je ­
doch der Überzeugung, daß Katastrophen wie in 
Hiroshima vor allem darauf zurückzuführen sind, daß 
«s — um bei diesem Beispiel zu bleiben — versäum t 
wurde, Luftschutzalarm zu geben.
Einer der bedeutendsten Physiker unserer Tage, der 
Hamburger Professor Pascual Jordan, hat darauf mit 
folgenden W orten hingewiesen: „Es kann nicht v e r­
antwortet werden, die Menschheit schutzlos der Gefahr 
zu überlassen — diese Gefahr nur mit Protesten be­
kämpfend —, wenn die Möglichkeiten ausreichenden 
Schutzes durchaus gegeben sind. Zwar sind die heuti­
gen Bomben noch wirksamer als die von Hiroshima; 
dennoch wird sogar in den am stärksten betroffenen 
Zonen die große M ehrheit der Bevölkerung zu retten 
sein, wenn wir Luftschutz nicht mehr im Stil jener 
ünzulänglichkeiten betreiben, die uns aus dem letzten 
W eltkrieg in so unerfreulicher Erinnerung sind, son­
dern im Stil des Atomzeitalters, nämlich als umfas­
sende Neugestaltung unserer Städte."
W enn der zivile Luftschutz ernsthaft betrieben w er­
den soll — und daran wird man nicht vorbeikom­
men —, muß man sich die häufig übersehene Tat­
sache vergegenwärtigen, daß großzügig geplante und 
durchgeführte Luftschutzmaßnahmen — und nur diese 
haben Zweck — mit sehr erheblichen Kosten verbun­
den sind. Bereits das erste Luftschutzgesetz, das mit 
Sicherheit noch in dieser Legislaturperiode verab­
schiedet jvird, dürfte sehr hohe Kosten erforderlich 
machen. In ihm ist als erste Maßnahme auf dem Ge­
biet des Luftschutzes vorgesehen, daß bei Neubauten 
in sämtlichen luftangriffgefährdeten Gebieten und 
generell in W ohnorten mit mehr als 10 000 Einwoh­
nern  die Pflicht zum Einbau von Luftschutzräumen 
besteht.
Die Sachverständigen gehen davon aus, daß allein 
für Luftschutzräume in den Neubauten der gewerb­
lichen W irtschaft m ehr als 20 Mrd. DM erforderlich 
sind. Umstritten ist noch, wer diese Kosten aufbrin­
gen soll. Im Gegensatz zu dem schweizerischen Ge­
setz über Luftschutzbauten aus dem Jahre 1950 hat 
der deutsche Gesetzgeber bisher nicht vorgesehen, 
daß öffentliche Mittel für Luftschutzzwecke zur Ver­
fügung gestellt werden. Es ist bisher nicht einmal 
beabsichtigt, für Luftschutz verausgabte M ittel als 
steuerlich absetzbar zu erklären. Hierzu ist festzu­
stellen, daß eine solche Haltung der Bundesregierung 
leider nicht dazu beitragen wird, die weithin noch 
unpopuläre Luftschützgesetzgebung psychologisch be­
liebter zu madien.
W eiter muß darauf hingewiesen werden, daß dieses 
erste Luftschutzgesetz nur die erste Phase der Luft­
schutzmaßnahmen regeln wird. Ein zweites Gesetz be­
findet sich noch in  der Schublade des zuständigen 
Bundesinnenministeriums. In ihm soll der zivile Luft­
schutz abschließend geregelt werden. Im einzelnen 
soll in diesem Gesetz folgendes geklärt werden; Auf­
bau eines Luftschutzhilfsdienstes, Gasschutz gegen

ABC-Waffen, Evakuierung der Zivilbevölkerung und 
die wichtige Frage des Einbaus von Luftschutzräumen 
in bereits vorhandene Gebäude.
Es ist notwendig, daß die deutsche Öffentlichkeit, 
vor allem aber die Wirtschaft, sich des außerordent­
lich hohen Finanzbedarfs bewußt wird, den die 
Durchführung des Luftschutzes auslöst, und sich recht­
zeitig auf die Erfordernisse des Luftschutzes auch 
produktionsmäßig vorbereitet. Bei sämtlichen Dis­
kussionen über den deutschen Verteidigungsbeitrag 
aber sollte das wichtige dazugehörige Kapitel Luft­
schutz nicht vergessen werden.

ROSTUNG U N D  W IRTSCHAFTSVERFASSUNG  

Die überwiegende Mehrzahl aller wirtschaftlich Den­
kenden in der Bundesrepublik erkennt den W ettbe­
werb als den Grundmotor unseres W irtschaftslebens 
an. Der Bereich „Verteidigungswirtschaft" ist in eini­
gen wesentlichen Punkten jedoch nicht leicht mit den 
Prinzipien der Marktwirtschaft vereinbar. Es gibt ein­
fach keinen M arkt für Kanonen und Tanks, w ie es 
einen M arkt beispielsweise für Textilien und Ein­
richtungsgegenstände gibt. Das Vorherrschen der 
öffentlichen Hand ist schon dadurch gegeben, daß für 
den Aufbau der Streitkräfte ausschließlich öffent­
liche M ittel durch staatliche Stellen etatisiert werden. 
Man kann nicht verschweigen, daß eine gewisse Nei­
gung zu kommandowirtschaftlichen Zügen in der Ver­
teidigungswirtschaft besteht, übrigens eine Erschei­
nung, die der Verteidigungswirtschaft in allen demo­
kratischen S taaten selbst m it der freiesten W irtschafts­
verfassung eigen ist. Auch die Gefahr der Errichtung 
staatseigener Rüstungsfabriken droht immer unter 
der Oberfläche. Die immer größere M ittel verschlin­
gende Forschung und Entwicklung der A- und H-Bom­
ben führt selbst in den USA dazu, daß die bisher 
überwiegend von privater Seite oder seitens der Uni­
versitäten durchgeführte Forschung und Produktion 
immer mehr auf rein staatliche Betriebe und Institu­
tionen übergeht.
Trotzdem ist das Prinzip der freien M arktwirtschaft 
auch im Bereich der VerteidigungsW irtschaft anw end­
bar, und zwar vor allem bei den öffentlichen Ausschrei­
bungen handelsüblicher Güter. H ier ist, beispiels­
weise bei der Beschaffung von Bekleidungsstücken, 
deren Erzeugung von einer Vielzahl von Firmen vor­
genommen werden kann, auch das Prinzip des freien 
W ettbewerbs durchführbar.
Etwas anders ist die Sachlage natürlich, wenn Güter 
angefordert werden, deren Erzeugung nur durch 
wenige Großfirmen möglich ist. Selten wird man hier 
von einem freien W ettbew erb sprechen können; aber 
die bewährten Prinzipien des öffentlichen Auftrags­
wesens auf der Grundlage der Verdingungsordnung 
für Leistungen lassen es auch hier zu, daß von den 
m ittelvergebenden Stellen angem essene Preise für 
diese Güter gefunden w erden können.

VORRANG DES V ÖLKSW IRTSCHAFTUCHEN  

Verfolgen auch die Verteidigungs Wirtschaft und der 
freie W ettbew erb Prinzipien, die sich häufig hart im 
Raume stoßen, so ist aus unserem  Grundgesetz und
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unserer W irtsdiaftsverfassung ein w eiterer wichtiger 
Grundsatz für den Aufbau der Streitkräfte und deren 
Ausrüstung abzuleiten: der Grundsatz des Vorrangs 
des Politisch-Zivilen und damit audi des Volkswirt­
schaftlichen vor dem M ilitärisdien.
So theoretisch sich diese Forderung anhören muß, so 
unbedingt ist die Notwendigkeit ihrer praktisdien 
Anwendung. W as bedeutet das im einzelnen? Das 
Wirtschaftliche und damit die Grundsätze einer wirt- 
sdiaftlichen Haushaltsführung, die ihre gesetzlidie 
Verankerung im § 26 der RHO gefunden haben, hat 
Vorrang vor den G esiditspunkten m ilitärisdier Art.
Das hat man audi an zuständiger Stelle eingesehen: 
denn was anders bedeutet die Umorientierung des 
Bundesverteidigungsministeriums nadi der Am tsüber­
nahme durch den neuen M inister als die A nerken­
nung der Tatsache, daß ein überhasteter, volkswirt- 
sdiaftlidi nidit zu bew ältigender W iederaufbau der 
Streitkräfte das Gegenteil eines verteidigungsbereiten 
Staates und Sozialkörpers schaffen würde. Insofern 
begrüßen alle W irtschaftler einheitlich die Änderung 
der Konzeption der deutschen Staatsspitze von den 
utopischen Bemühungen Blanks zum W irklidikeits- 
denken von Strauss. Aber darüber hinaus bedeutet 
das uns nach dem Grundgesetz vorgesdiriebene Pri­
mat des Zivilen auch in finanzwirtschaftlicher, außen­
wirtschaftlicher und sozialpolitischer Hinsicht die 
Notwendigkeit unbedingter Anerkennung folgenden 
Grundsatzes: W as nicht währungspolitisch, außen- 
wirtsdiaftlich und sozialpolitisch beim W iederaufbau 
unserer Streitkräfte bew ältigt werden kann, sollte — 
nein, darf — nidit geschehen.

W ä h r u n g s -  u n d  F i n a n z p r o b l e m e

Unbestritten träg t jede Aufrüstung auf dem Gebiet 
der Währung gewisse Gefahrenmomente inflationisti- 
sdier Art in sich. W ir müssen uns darüber k lar sein, 
daß im Grunde jede Fertigung für die Rüstung wirt- 
sdiaftlich unproduktiv ist. Deshalb kann durdi sie die 
Relation zwischen W aren- und Geldmenge leicht in 
Unordnung geraten. W o hier die Grenze zwisdien Zu­
mutbarem und Unzumutbarem ist, dürfte sidi aus fol­
genden ergeben:
Die im Zuge des w irtsdiaftlidien Fortschritts, insbe­
sondere der Steigerung der Produktivität, stetig er­
forderliche Produktionssteigerung für den zivilen Be­
reich darf nicht durch Maßnahmen der W iederauf­
rüstung gefährdet werden. Dabei ist davon auszu­
gehen, daß die im H aushalt vorgesehene Summe von 
9 Mrd. DM je Jahr nicht überschritten werden darf, 
wenn eine tragbare Relation zwischen Geldmenge 
und Gütervolumen erhalten bleiben soll. Daraus folgt 
für die Diskussionen um den Auf- und Ausbau ver- 
teidigungswirtsdiaftlicher Produktionsstätten, daß 
durch sie die Kapazität der deutschen W irtschaft für 
den zivilen Bereich nicht geschmälert werden soll. 
Daraus folgt weiter für den zivilen Luftschutz, daß 
die hierfür notwendigen M ittel über eine Reihe von 
Jahren zu verteilen sind und daß die Durchführung 
der Luftschutzprogramme sich auf einen längeren 
Zeitraum erstredcen muß.

E i g e n p r o d u k t i . o n  o d e r  I m p o r t ?

W ährend zu Beginn der verteidigungswirtschaftlidien 
Diskussionen die Zweckmäßigkeit der Einfuhr von 
Rüstungsgütern unbestritten war, entzündete sich 
M itte 1956 erneut eine kurzfristige, aber heftige Pole­
mik an dieser Frage. Zugunsten der Einfuhr spre­
chen die gegenwärtige Konjunkturlage der Bundes­
republik, die Auslastung der Produktionskapazität 
einer Reihe von W irtschaftszweigen für die Deckung 
der inländischen Nachfrage und des Exportbedarfs, 
der Mangel an A rbeitskräften und nicht zuletzt das 
fehlende Investitionskapital. Demgegenüber wurde 
vorgebracht, daß gerade bei Rüstungsmaterial die Er­
fordernisse des N adisdiubs und der Ersatzteilbeschaf­
fung für eigene deutsche Produktionsstätten spredien. 
H ier und da wurde auch das Argument vorgebracht, 
daß vom Ausland teilweise veraltetes M aterial ge­
liefert werden würde.
Bei einer Abwägung der Argumente für beide An­
sichten kann aber wohl grundsätzlich nicht von der 
These abgewidien werden, nach der der Einkauf von 
Rüstungsgütern im Ausland zumindest gegenwärtig 
der eigenen Rüstungsproduktion vorzuziehen ist. Es 
sind vor allem währungspolitische Gründe, die für 
diese Auffassung sprechen: Der dironisdie Zahlungs­
bilanzüberschuß der Bundesrepublik gegenüber dem 
EZU-Raum zwingt uns geradezu, größere Einkäufe 
vor allem in diesen Ländern vorzunehmen. Schließlich 
muß darauf hingewiesen werden, daß die Auflösung 
des Juliusturm s durch Kauf inländisdier Rüstungs­
güter oder Investitionen für verteidigungswirtschaft­
liche Produktionsstätten bestimmt inflationistisch w ir­
ken würde.
Selbstverständlich soll das n id it heißen, daß ohne 
jede Ausnahme der Aufbau deutscher Rüstungspro­
duktionsstätten unterbleiben soll. Bereits heute dürfte 
erwiesen sein, daß der W iederaufbau einer eigenen 
deutschen Luftfahrtindustrie aus m ilitärisdien und 
zivilen Produktionsgründen erforderlich ist. Die 
deutsche Luftwaffe braucht auf Grund der geopoli- 
tisdien Lage der Bundesrepublik eigens auf sie zuge­
schnittene Flugzeugtypen, vor allem in der Jagd­
waffe, und in der zivilen Fertigung ist die Luftfahrt­
industrie für den technischen Fortschritt auf versdiie- 
denen Gebieten sdilechthin unentbehrlich. Ohne Er­
fahrungen auf dem Gebiet der Flugzeugherstellung 
ist anerkannterm aßen in folgenden Produktionsbe­
reichen keine W eiterentwicklung möglich: Leichtme­
tallanwendung, Leichtbau, Schweiß- und Lötverfahren 
und Leichtstahlbau.

Es ist zuzugeben, daß das Prinzip der internationalen 
A rbeitsteilung im Rahmen der bestehenden w estlidien 
Paktsystem e gegenwärtig nodi unvollkommen ist; die 
Zusammenarbeit hat leider noch nidit zu einer echten 
A rbeitsteilung geführt. W ie sieht es im einzelnen 
aus? In der NATO gibt es das sogenannte Amt für 
Standardisierung, das sich mit der Standardisierung 
der Waffen und des Ausstattungsgerätes befaßt. Audi 
in der W esteuropäischen Union (WEU) hat man im 
sogenannten Rüstungsamt eine Stelle geschaffen, die
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eine Abstimmung der gegenseitigen Rüstungsproduk­
tion ermöglidit. Heute, m ehrere Jah re nadi dem Be­
ginn der Tätigkeit dieser Gremien, ist eine Abstim­
mung nur auf einigen wenigen Gebieten erfolgt. Das 
ist um so bedauerlicher, als außer der Produktion 
größerer Serien auch eine Verbilligung der H erstel­
lungskosten erzielt werden könnte. Auch militärisch 
w ürde eine Vereinheitlichung des M aterials einen 
Gewinn an potentieller Stärke herbeiführen, da die 
einheitliche Ausbildung der integrierten Streitkräfte 
an den gleichen Ausbildungsgegenständen zu einer 
einheitlichen Feuerstärke und zu der Möglichkeit 
eines Austausches von Ersatzteilen führen würde. 
Ende Februar 1957 fand in London eine M inisterrats- 
Sitzung der WEU statt, auf der eine möglichst weit­
gehende Zusammenlegung und dadurch bessere Aus­
nutzung der europäischen Rüstungskapazität beschlos­
sen wurde. M an kann nur hoffen, daß diese Be­
schlüsse verwirklicht werden.
Ein Beispiel für eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
zweier wichtiger Länder der westlichen W elt ist die 
amerikanisch-englische Zusammenarbeit in der V ertei­
digungsproduktion. Im Jah re  1954 schlossen die USA 
und Großbritannien ein Abkommen über die Zusam­
m enarbeit auf dem Gebiet der Raketengeschosse. Da­
bei übernahmen die Engländer die Forschung und 
Planung und die Am erikaner die Produktion. W enn 
sich diese Zusammenarbeit auch sehr fruchtbar ent­
wickelte, so konnten doch Doppelspurigkeiten auf 
einigen Gebieten nicht verhindert werden. Im Januar 
1957 w urde in einem Nachtragsabkommen auf Grund 
der gewonnenen Erfahrungen im einzelnen verein­
bart, welche dieser Waffen in den USA und welche 
in Großbritannien hergestellt werden sollen.

DIE BETEILIGUNG DER PRIVATEN VITIRTSCHAFT 
U N D  D AS AUSSCHREIBUNGSW ESEN

Aus dem im Grundgesetz verankerten Prinzip des 
sozialen Rechtsstaates ergibt sich eine weitere Richt­
linie für Gesetzgebung und Verwaltung: In einem 
sozialen Rechtsstaat ist die Beteiligung aller W irt­
schaftskreise auch bei der Deckung des Verteidigungs­
bedarfs erforderlich. Das bedeutet, daß an der 
Rüstungswirtschaft eine größtmögliche Anzahl von 
Unternehmen beteiligt werden muß. In diesem Sinne 
ist die bevorzugte Beteiligung von Betrieben des Mit­
telstandes, wie sie in einem Verwaltungserlaß des 
Bundeswirtschaftsministeriums vorgesehen ist, zu be­
grüßen. Die erfolgreichen. Bestrebungen, den Repara­
turbedarf der Streitkräfte nicht mehr wie früher aus­
schließlich durch Reparatureinheiten der Streitkräfte 
selbst decken zu lassen, sondern hierzu Betriebe des 
Handwerks heranzuziehen, entsprechen dem Gebot 
unserer Verfassung ebenso wie die Absage an die 
Forderung der Errichtung sogenannter Regiebetriebe. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die Forderung 
zu sehen, das Beschaffungsverfahren so zur organi­
sieren, daß mittelständische Unternehmen zum Zuge 
kommen können. Die Größenordnung für auszuschrei­
bende Lose muß so festgelegt werden, daß kleinere 
und m ittlere Unternehmen produktionsmäßig und

finanziell in der Lage sind, derartige A ufträge anzu­
nehmen und durchzuführen. W ährend der ersten An­
laufschwierigkeiten des Beschaffungsverfahrens war 
zu bemängeln, daß die Form alitäten des Ausschrei­
bungsverfahrens nicht so verständlich und einfach 
erfolgten, daß man ohne ausgesprochene Spezialaus­
bildung mit dieser M aterie fertig  werden konnte; hier 
ist aber eine Besserung bereits eingetreten.
Allerdings muß eine Überspitzung des Dezentralisie­
rungsgrundsatzes abgelehnt werden. Leider ist auch 
das Feld der Verteidigungswirtschaft nicht frei von 
Übertreibungen, die den Deutschen nun einmal eigen 
sind. Es ist beispielsweise eine V erkennung sowohl 
volkswirtschaftlicher w ie haushaltsrechtlicher Erfor­
dernisse, wenn das Prinzip der dezentralen Beschaf­
fung überspitzt angewandt wird. W ar es im Anfang 
der verteidigungswirtschaftlichen Beschaffungen nicht 
ungewöhnlich, wenn beispielsweise ein Schreibtisch 
für Garnisonen in Bayern in  Schleswig-Holstein be­
schafft wurde, so liegt gegenwärtig die Gefahr nahe, 
daß solche Gegenstände, die auf Grund ihrer Kosten 
Struktur nur zentral beschafft werden können, dezen 
tral angeschafft und damit verteuert werden. Ande 
rerseits zeigen sich — allerdings in besonders gela 
gerten Fällen — Ansätze, Großunternehmen zu be 
Vorzügen. Die bedauerliche Vernachlässigung de 
Forschung und Entwicklung in den beiden ersten Jah  
ren des verteidigungswirtschaftlichen Neubeginns 
mußte zwangsläufig dazu führen, daß Großaufträge, 
die für die Durchführung eine Grundlagenforschung 
voraussetzen, an solche Betriebe vergeben werden 
müssen, die solche Forschungsarbeiten durchführen 
können. Forschung und Entwicklung im Verteidi- 
gungsressort sind auch für den zivilen Bereich unse­
rer W irtschaft von so hervorragender Bedeutung, daß 
man sie unter allen Umständen großzügig mit öffent­
lichen M itteln fördern sollte.
Aus der Grundforderung des demokratischen Staates 
nach weitgehender Öffentlichkeit seiner Maßnahmen 
folgt auch, daß im öffentlichen A uftragsw esen und 
speziell bei der Verteidigungswirtschaft das in ter­
essierte Publikum möglichst w eitgehend unterrichtet 
wird. Das von der Bundesregierung auch für den 
Bereich der Rüstung mehrmals bejah te Prinzip der 
öffentlichen Ausschreibung entspricht dieser Forde­
rung und ist daher zu begrüßen. Jedoch ist es im 
Sinne dieses Grundsatzes zu bem ängeln, daß die nicht 
erfolgreichen Bewerber an öffentlichen Ausschreibun­
gen nicht davon änterrichtet werden, zu welchen 
Preisen die Zuschläge tatsächlich erfolgt sind. Dies 
w äre nicht nur psychologisch, sondern auch ökono­
misch richtig, und zwar sowohl im Interesse der be­
teiligten Verwaltungsstellen, als auch der sich an 
Ausschreibungen beteiligenden Unternehmen. So wür­
den bei einer Bekanntgabe der Zuschläge sicherlich 
viele Bewerber aus Gründen der Zeit- und Kosten­
ersparung (die Aufwendungen für eine Beteiligung 
an öffentlichen Ausschreibungen sind vor allem für 
kleinere und m ittlere Unternehmen recht erheblich) 
weitere Angebotsabgaben von vornherein als zwecklos
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ansehen und unterlassen. Die beteiligten Besdiaf- 
fungsstellen würden damit von dem Ballast zweck­
loser Angebote befreit, zumal diese Dienststellen er- 
freulidierweise nodi über nur geringes Personal ver­
fügen. Das Gegenargument, daß das öffentlidie Auf­
tragswesen des Verteidigungsbereiches aus Geheim­
haltungsgründen nidit für eine größere Publizität ge­
eignet ist, ist nidit stidihaltig, da Gegenstände, die 
öffentlidi ausgesdirieben werden, n id it zu den ge­
heimen Angelegenheiten gehören.

ARBEITSMARKTPROBLEME 

übereinstimmend sehen die Sadiverständigen die 
größte wirtsdiaftlidie Schwierigkeit der W iederauf­
rüstung in der weiteren Versdiärfung der A rbeits­
marktlage. Hier sind die Ausgangspunkte;
Neben den etwa 400 000 Soldaten wird der Verteidi- 
gungsbereidi nadi vorsiditigen Sdiätzungen im Jahre 
1960 etwa 200 000 weitere Arbeitskräfte aus dem Be- 
reidi der W irtsdiaft zur Herstellung der im Inland 
gefertigten Rüstungsgüter (vor allem handelsüblidies 
Gerät) absorbieren. Dazu wird die Zahl jener kom­
men, die in der Verwaltung der S treitkräfte besdiäf- 
tigt sein werden.
Durdi den zwar nodi nidit deutlidi ausgesprodienen 
Verzidit der Bundesregierung auf die ursprünglidi 
vorgesehene Gesamtzahl von 500 000 Soldaten (das 
gegenwärtige Ziel heißt; Streitkräfte in einer Höhe, 
die der Feuerkraft von früher 500 000 Soldaten ent- 
spridit) ist eine erheblidie Entlastung des Arbeits­
marktes eingetreten. Es kann aber dodi n id it ver- 
sdiwiegen werden, daß die Arbeitsm arktproblem e 
audi weiterhin ernst sind.
Das Arbeitsmarktproblem stellt sidi audi bei der 
Frage der sogenannten Zurüdtstellung und UK-Stel- 
lung. Zurüdcstellungen sind bekanntlidi dann mög­
lich, wenn wegen der Berufsausbildung des W ehr- 
pfliditigen die Einberufung verschoben wird, während 
eine UK-Stellung dann Platz greift, wenn das öffent­
liche Interesse die W eiterbesdiäftigung des Wehr- 
pfliditigen an seiner bisherigen A rbeitsstelle wert-, 
voller erscheinen läßt als seine Einberufung. Bei der 
Behandlung sowohl von Zurückstellungen wie auch 
von UK-Stellungen sollte beaditet werden, daß ein 
beruflich voll ausgebildeter W ehrpflichtiger nach Ab­
schluß seiner Ausbildung für die Verteidigung der 
Bundesrepublik wertvoller ist, als wenn er seine Aus­
bildung unterbrechen mußte, da für die technisierten 
Streitkräfte viele gelernte Fachkräfte ohne Zweifel 
von großem Vorteil sein können. Bei der UK-Stellung 
sollte davon ausgegangen werden, daß die moderne 
kriegerische Auseinandersetzung vor allem ein W ett­
streit der Produktionsstätten ist und daß die Ablei­
stung des Wehrdienstes in vielen Fällen weniger 
wichtig ist als die Arbeit in der gewerblichen W irt­
schaft.
Bei den ersten Einberufungen zu den Streitkräften 
der Bundeswehr zum 1. 4. 1957 ist allerdings ein Ge­
gensatz zwischen den Streitkräften einerseits und 
der Wirtschaft und der Verwaltung andererseits kei­

neswegs in Erscheinung getreten. Aus den 70 000 
tauglichen W ehrpflichtigen, die zwischen dem 1. 7. 
und dem 30. 9. 1937 geboren sind, konnte man ohne 
jede Schwierigkeit den Bedarf von 10 000 Soldaten 
decken. Mit Recht und psychologisch geschickt sind 
daher alle A nträge auf vorläufige Zurückstellung 
vom W ehrdienst genehmigt worden. Diese besonders 
günstigen Verhältnisse bei der ersten Einberufung 
dürfen uns jedoch nicht zu der Annahme verleiten, 
daß die unbedingte Berücksichtigung beruflicher und 
wirtschaftlicher Gesichtspunkte durch die M usterungs­
ausschüsse stets anerkannt werden wird. Jede Ein­
richtung hat notwendigerweise die Neigung zur in­
stitutionellen Erweiterung — davon w ird auch die 
Bundeswehr nach allen Erfahrungen kaum eine Aus­
nahme machen.
Im Zeichen der Perfektion des technischen Krieges 
und damit der immer entscheidenderen Rolle der 
W irtschaft wird also in der Folgezeit mit besonderer 
Sorgfalt darüber zu wachen sein, daß die Gleichbe­
rechtigung und damit auch die Gleichbewertung von 
wirtschaftlicher Potenzerhaltung bzw. Potenzsteige­
rung einerseits und militärischem Aufbau anderer­
seits nicht zuletzt auch im Interesse des Militärischen 
stets gew ahrt bleibt. Entscheidender Gesichtspunkt 
bei der Beurteilung der Problemkreise UK-Stellung 
und Zurückstellung aber sollte sein, daß im Ernst­
fall die verantwortliche Tätigkeit in der W irtschaft 
heute in der Regel mindestens ebenso wichtig, wenn 
nicht wichtiger sein wird als der Dienst im „Felde", 
zumal der totale Krieg nur noch „Feld" kennt.

ORGA N ISA TIO N  DER VERTEIDIGUNGSWIRTSCHAFT 

Ein warnendes Beispiel sollte für die Bundesrepublik 
die verhängnisvolle Überorganisation der Rüstungs­
wirtschaft vor 1945 sein, die nach übereinstimmender 
Ansicht aller in- und ausländischen Fachleute mit zum 
vollständigen Zusammenbruch der deutschen Kriegs­
wirtschaft geführt hat. Mit vollem Recht hat ein Sach­
verständiger das Gegeneinander allzu vieler Behör­
den auf diesem Sektor die „Kompetenzüberschneidung 
als System" genannt. Daß in der Rüstung allzu viele 
Behörden tätig waren, w ar selbst dem Laien er­
kennbar.
Auf Reichsebene waren folgende Behörden für 
Rüstungswirtschaft und Rüstungsplanung eingesetzt: 
Das Reichswirtschaftsministerium, das W ehrwirt- 
schafts- und Rüstungsamt des OKW, das M inisterium 
für Rüstung und Kriegsproduktion sowie die Gene­
ralbeauftragten für die Kriegswirtschaft. Dabei tra t 
als erschwerend hinzu, daß es keine für alle W ehr­
machtsteile gemeinsame Rüstungsorganisation gab, 
weil in der Praxis nur die W ehrmacht ihren Bedarf 
über das W ehrwirtschafts- und Rüstungsamt des 
OKW deckte, während die M arine eine eigene 
Rüstungspolitik betrieb und die Luftwaffe sich bis 
zum Jahre 1944 selbständig versorgte.
Auf der regionalen Ebene hatten folgende Stellen ein 
W ort mitzureden: die Rüstungsausschüsse und
Rüstungsringe, die Gauwirtschaftskammern, die Lan-
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deswirtsdiaftsäm ter und Rüstungsinspektionen so­
wie die einflußreichen Gauleiter, die als sogenannte 
Reidisverteidigungskommissare auch Kompetenzen auf 
dem Gebiet der Verteidigungswirtschaft beanspruch­
ten und sie auch durchzusetzen verstanden. Die 
größte Erschwerung für ein reibungsloses Arbeiten 
dieser Dienststellen bestand darin, daß — mit Aus­
nahme vielleicht w ährend der Ära Speer im Jahre 
1944 — ihre genaue Zuständigkeit nie geklärt wurde. 
Aus dieser Fehlentwicklung scheint man erfreulicher­
weise gelernt zu haben; Es gibt gegenwärtig ein ein­
heitliches Beschaffungsverfahren für alle Teile der 
Bundeswehr. Die Abteilung XI des Bundesverteidi­
gungsministeriums in Koblenz, die in Kürze als eine 
obere Bundesbeliörde arbeiten wird, bearbeitet zen­
tral sämtliche Beschaffungswünsche der Streitkräfte. 
Ein Aufbau behördlicher Rüstungsstellen in der Art 
der ehemaligen Rüstungsinspektionen ist nicht beab­
sichtigt. Als w eiteres Positivum ist hervorzuheben, 
daß die gewerbliche W irtschaft in der Form gesunder 
Selbstverwaltung durch die sogenannten Landesauf­
tragsberatungsstellen, die u. a. von den Industrie- 
und Handelskammern und Handwerkskammern ge­
tragen werden, in das regionale System des Auftrags­
wesens eingeschaltet ist.
So erfreulich das Bild im Augenblick aber auch sein 
mag, w äre doch Unaufmerkscunkeit fehl am Platze. 
Behörden haben nun einmal geradezu naturnotwendig 
die Neigung zur Kompetenzerweiterung, und eine 
weitere sorgfältige Beobachtung aller behördlichen 
Maßnahmen ist deshalb notwendig.

SCHLUSSBETRACHTUNG  

Im H aushaltsjahr 1957/58 entfällt etwa ein Viertel 
der Ausgaben des Bundes auf die Bundeswehr und 
sonstige Verteidigungsmaßnahmen. So hoch dieser 
Prozentsatz auch klingen mag, ein V ergleidi mit den 
W ehrbelastungen der Bürger der USA, Großbritan­

niens und Frankreichs beweist, daß diese Belastung 
mit 180 DM je  Kopf der Bevölkerung als nicht zu 
hoch angesehen werden kann. W enn diese Situation 
bestehen bleibt, w ird sich aus dem Verteidigungsbei­
trag im Gegensatz zu früheren uns noch schreckenden 
Beispielen kein wirtschaftliches Debakel ergeben. 
Zwar sind in der A nlaufsperiode des westdeutschen 
W ehrbeitrags einige Pannen, nicht zuletzt im Be- 
sdiaffungsverfahren (z. B. zu kurzfristige Termin­
setzung für Angebotsabgabe und Auftragserledigung) 
vorgekommen, zwar barg die überspannte Zielset­
zung der Anlaufszeit w eitere grundsätzliche w irt­
schaftspolitische Gefahren, aber selbst der kritische 
Beobachter muß heute feststellen, daß m an im Rah­
men des Möglichen und Erreichbaren die auf uns zu­
kommenden Aufgaben grundsätzlich wirklichkeitsnah 
und richtig zu erledigen sucht. Allerdings ist auf ein 
bisheriges Versäumnis hinzuweisen: der Luftschutz, 
besser gesagt der Zivilschutz, hat nicht eine seiner 
W ichtigkeit und Dringlichkeit entsprechende Beach­
tung gefunden. Das gilt auch für die Forschung und 
Entwicklung.

Der Rüstungssektor der W irtschaft birgt eine Reihe 
schwerwiegender Gefahren. Diese rechtzeitig zu er­
kennen und ihnen entgegenzuarbeiten, bleibt die vor- 
nehmliche Aufgabe aller W irtschaftler, die sich dem 
Ganzen verantwortlich fühlen. Eine Fehlbeurteilung 
oder falsche Zielsetzung auf diesem Gebiet kann zum 
Zusammenbruch der W ährung und damit der gesam­
ten Volkswirtschaft führen. N irgends aber ist auch 
die V erantw ortung des Einzelunternehmens, insbe­
sondere des für Rüstungszwecke eingesetzten, schwer­
wiegender als bei der Verteidigungswirtschaft; eine 
Fehlproduktion kann unter Umständen den Tod vieler 
Menschen verursachen. So geht es bei der Gesamt­
planung der Verteidigung ebenso wie bei den einzel­
nen Fertigungsvorgängen um entscheidende Fragen.

Sum m ary: E c o n o m i c  P r o b l e m s  o f  
N a t i o n a l  S e c u r i t y ,  T he au th o r 
deals w ith  th e  econom ic p roblem s 
a ris in g  from  th e  rea rm am en t in  th e  
F edera l R epublic  of G erm any. In  sp ite  
of th e  v e ry  h igh  costs, he  says, a ir 
ra id  p ro tec tio n  shou ld  be  th e  forem ost 
p a r t of n a tio n a l se cu rity  p lann ing . F ree 
m a rk e t econom y shou ld  b e  m ain ta in ed  
and  econom ic consid era tio n s should  be  , 
reg a rd ed  of p re-em inence  ov er m il­
ita ry  considera tions. H e analyses 
th e  m on eta ry  and  financial problem s 
of rea rm am en t econom y an d  d iscus­
ses th e  q uestion  w h eth er th e  g rea te r 
p a r t  of arm s for th e  G erm an arm ed 
forces shou ld  b e  im ported  o r  an 
arm am ent in d u stry  o rgan ized  in  G er­
m any  herself. The p rocu rem en t system  
shou ld  b y  an  effic ien t m echanism  of 
m ilita ry  purchasing  try  to le t th e  b ro ad ­
e s t possib le  p a rt of th e  econom y tak e  
p a r t in  th e  p roduction  of tho se  goods 
th a t  a re  n o t im ported . In th e  conclud­
ing  p a rag rap h s  th e  au tho r d iscusses 
th e  q uestions of m anpow er and  the  
m ost effic ien t form  of o rgan iz ing  arm a­
m ents industries.

R ésum é: L ' é c o n o m i e  e t  l a  d é ­
f e n s e  n a t i o n a l e .  L 'au teu r an a ­
ly se  les problèm es économ iques ré su l­
ta n t de la  rém ilita risa tio n  de la  Répu­
blique Fédéra le . D ans le cad re  du  b u d ­
g e t m ilita ire , se lon  son opinion, il fau­
d ra it donner la  p rio rité  aux  dépenses 
po u r la  défense aérienne, n o nobstan t 
leu r coû t élevé. L 'au teu r p la ide  pour le 
m ain tien  de l'économ ie du m arché libre . 
Il conclu t de ce tte  rev en d ica tio n  au  
ran g  de p rio rité  de l'économ ie natio n a le  
d ev an t les ex igences m ilita ires . L 'au teu r 
tra ite  des prob lèm es m o néta ires e t fi­
n an c ie rs  créés p ar le  rém ilita risa tio n  
e t d iscu te  l 'a lte rn a tiv e  de l 'im p o rta tio n  
ou de la  fab rica tio n  en  A llem agne de 
la  p a r tie  m ajeu re  des arm es. Selon 
l 'a u te u r  les se rv ices d 'ap p ro v isio n n e­
m ent d ev ra ien t se se rv ir  d 'u n  systèm e 
efficace d 'a d ju d ic a tio n  pub lique  afin 
d 'a s su re r  u n e  p a rtic ip a tio n  adéquate  
d 'u n  nom bre m axim um  de m ilieux  éco ­
nom iques à  la  liv ra iso n  des artic les 
su scep tib les d 'ê tre  fab riqués en  A lle ­
m agne. F inalem en t l 'a u te u r  exam ine 
les prob lèm es du m arché du tra v a il e t 
ceux d 'u n e  o rg an isa tio n  ra iso n n ab le  de 
l'économ ie  de la  défense.

R esum en; P r o b l e m a s  d e  l a  e c o ­
n o m í a  d e  d e f e n s a .  El au to r  tra ta  
los p rob lem as económ icos que  re su ltan  
del rea rm e de la  R epública  F ederal. 
O pina  que  a  p e sa r  de lo s a lto s  costos, la  
p ro tecc ió n  a n tia é re a  d eb e rla  te n e r  la  p r i­
m a d a  sobre  la s  dem ás ta re a s  defen­
sivas, ex ig e  e l m an ten im ien to  del ré ­
gim en del m ercado  lib re  y  deduce  de 
esto  la  p rim ac ía  de los asu n to s de la 
econom ía p o lítica  sob re  los m ilita res. 
D espués ex am in a  lo s p rob lem as m one­
ta rio s  y  f in an c ie ro s del rea rm e y  la 
cu estió n  si la  m ay o r p a r te  de las arm as 
d eb e ría  se r im p o rtad a  o fab rica d a  en  A le­
m ania. En lo que  re sp e c ta  al ab as tec i­
m ien to  se  reco m ien d a  u n  adecuado  si­
stem a de lic itac ió n  p a ra  lo g ra r  u n a  ju s ta  
p a rtic ip ac ió n  de m uchos círcu los econó­
m icos en  e l su m in istro  de  m ercancías 
p rodu c id as en  A lem an ia . Luego, el au to r 
t r a ta  p ro b lem as d e  la  m ano  de  ob ra  
y  la  cu es tió n  de  la  adecu ad a  o rgan iza­
ción  de la  in d u str ia  y  el abastec im ien to  
de arm as.
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